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Summary: Participation and mobilisation are central thematic fields of action in 
the German urban development programme “Social City”. Local budgets as instru-
ments for non-bureaucratic funding of bottom-up-initiated projects are especially 
appraised as prospective empowerment strategies. This article addresses how local 
budget boards are composed in the Social City programme in North-Rhine West-
phalia. On the basis of three different types of boards (direct-democratic, politi-
cal-administrative-oriented, and deliberative-cooperative), a systematic categorisa-
tion of local budget committees in the North-Rhine Westphalian programme Social 
City is conducted. Subsequently, a more in-depth and contrasting qualitative case 
study analysis explores underlying local governance rationales that shape board 
compositions. Furthermore, it is examined how these local boards operate and if 
the successful integration of local stakeholders has an influence in terms of activa-
tion, networking/cooperation, and learning capacity. Potentials of the three differ-
ent types of local boards are discussed in terms of acting as innovative instruments 
in cooperative urban development processes.
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1	 Einleitung
Mit der Einführung des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt 1999 wurde 
auch der Verfügungsfonds als Instrument (rechtlich) institutionalisiert (BMVBS 
2012, 21). Synonym als Quartiersfonds, Stadtteilbudget o.ä. bezeichnet, ist der 
Verfügungsfonds ein „projektungebundenes Budget, das auf lokaler Ebene im Rah-
men einer integrierten Stadtteilentwicklung zur Verfügung gestellt wird und über 
dessen Verwendung in erster Linie Bewohner und lokale Akteure unkompliziert 
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entscheiden können“ (Stratmann 2000, 71). Ziel ist es, über bewohnergetragene 
Projekte „zeitnah und unbürokratisch kleinteilige Verbesserungen im Gebiet zu 
erreichen“ (BMI 2018, 26). Der Verfügungsfonds definiert sich gemäß der obigen 
Definition jedoch nicht ausschließlich als unbürokratisches Finanzierungsinstru-
ment von Stadtteilprojekten, die von bürgerschaftlichen Akteuren initiiert und 
getragen werden. Mit der Bildung eines lokalen Gremiums, das über die Mittel-
vergabe entscheidet und sich „aus Vertreterinnen und Vertretern der Bewohner-
schaft sowie weiteren Gebietsakteuren zusammensetzt“ (BMI 2018, 26), sollen 
u. a. mittels des Verfügungsfonds, „das Zusammenleben im Quartier [gefördert], 
die örtlichen Potenziale [gestärkt] und die Bewohnerschaft zur Mitwirkung und 
dauerhaften Selbstorganisation“ (BMI 2018, 26) motiviert werden. Im Rahmen ei-
ner kooperativen Stadtteilentwicklung ist daher von besonderem Interesse, inwie-
weit über das lokale Entscheidungsgremium gemeinschaftliches Handeln in neuen 
Netzwerken etabliert wird, aus denen heraus innovative Strukturen und Prozesse 
quartiersbezogener Governance entstehen können.

In der Praxis ist der Verfügungsfonds inzwischen mehrheitlich im Planungs-
alltag angekommen (BBSR 2017, 61; Stadt Essen 2017, 3). In Evaluationen auf 
Bundes- wie Landesebene wird dem Instrument zudem ein hohes Innovations-
potenzial zugeschrieben (BBSR 2017, 61; BMVBS 2012; MBWSV NRW 2013; 
Diller 2018, 303). Wenngleich der Verfügungsfonds in Deutschland auf eine mitt-
lerweile langjährige Historie zurückblicken kann, ist „die exakte Verbreitung von 
Verfügungsfonds […] trotz meist längerer Laufzeit nicht genau erfasst.“ Daher ha-
ben viele Länder „über den Stand der Dinge nur vage Kenntnisse“ (BMVBS 2012, 
26). In Nordrhein-Westfalen wurde in unregelmäßigen Abständen versucht, diese 
Erkenntnislücke zu schließen (MBWSV NRW 2013; Stadt Essen 2017). Dauer-
hafte Monitoringverfahren wurden allerdings nicht eingerichtet. Die Erfahrungen 
aus der bundesweiten Praxis des Verfügungsfonds beschreiben trotz überwiegend 
positiver Evaluationsergebnisse teilweise einen extrem hohen Verwaltungsauf-
wand bei sehr geringen Aktivierungserfolgen (BBSR 2017, 63 – 64; Freie und 
Hansestadt Hamburg 2014, 12 – 16; Fritsche 2014; Stadt Essen 2017, 8; Sen-
StadtWohn Berlin 2019, 26 – 29).

Zu beantworten bleibt daher die Frage, inwieweit die mit dem Verfügungs-
fonds verbundenen Innovationspotenziale tatsächlich auf Stadtteilebene genutzt 
und in der Planungspraxis umgesetzt werden. Aus Governanceperspektive rückt 
damit das Vergabegremium in den Blick. Die folgende Untersuchung zeigt die Zu-
sammensetzung der Gremien in Nordrhein-Westfalen und – anhand ausgewählter 
Fallbeispiele – die Motive für die Auswahl der Akteure und die erwarteten Effekte 
aus kommunaler Perspektive. Nordrhein-Westfalen wurde aufgrund der langjähri-
gen Erfahrung mit dem Instrument ausgewählt (vgl. BBSR 2017; BMVBS 2012). 
Im Ergebnis zeigt sich, dass trotz der langjährigen Erfahrung Bewohnerinnen 
und Bewohner nur in geringem Umfang in die lokalen Vergabegremien von Ver-
fügungsfonds im Städtebauförderprogramm Soziale Stadt in Nordrhein-Westfalen 
(seit 2020 als Programm „Sozialer Zusammenhalt …“ bezeichnet)1 eingebunden 

1	 Vgl. auch die Anmerkung 2 am Ende des Beitrags.
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sind. Damit wird nach Meinung der Autor/-innen ein Potenzial in der strategischen 
Nutzung von Verfügungsfonds, das mit der bundesprogrammatischen Zielsetzung 
zur Etablierung von lokalen Vergabegremien verbunden ist, nicht ausgeschöpft. 
Gerade hinsichtlich der Zielsetzung der Sozialen Stadt als „lernendes Programm“ 
(BMI 2018, 29) sollten Verfügungsfondsgremien stärker bewohnerschaftlich aus-
gerichtet werden, um als innovatives Instrument kooperativer Stadtteilentwicklung 
wirken zu können.

2	� Der Verfügungsfonds als innovatives Kooperations- und Steuerungs-
format

2.1	�Der Verfügungsfonds als aktivierendes und kooperatives Steuerungs-
format

Die Praxis der deutschen Stadtteilentwicklung gilt als ein nach wie vor überwie-
gend von lokalstaatlichen Akteuren dominiertes Politikfeld (Weck 2014). Dies 
ist wesentlich durch das historisch gewachsene Verständnis von Stadtplanung in 
Deutschland bedingt, in dem sich die öffentliche Hand traditionell als steuernder 
Akteur im Sinne eines gemeinwohlorientierten Ausgleichs konkurrierender Inte-
ressen städtischer Akteure versteht (Albers & Wekel 2017). Dieser planungskul-
turell verankerte Anspruch kann potenziell mit der Zielsetzung der Aktivierung, 
Kooperation und Selbstorganisation von und mit zivilgesellschaftlichen Akteuren 
in der Quartiersentwicklung im Programm Soziale Stadt (BBSR 2017, 70) kon-
kurrieren, da hierfür eine Abgabe von Steuerungskompetenzen und (Ressourcen)
Verantwortung erforderlich ist.

Vor diesem Hintergrund besitzt der Verfügungsfonds in doppelter Hinsicht Inno-
vationspotenzial: einerseits als Instrument, über das bürgerschaftliche Projekte und 
Ideen gefördert und Engagement für den Stadtteil gestärkt werden; andererseits 
über die direkte Einbeziehung von Bewohnerinnen und Bewohnern auf der Steue-
rungsebene der Verfügungsfondsgremien. Diese zwei Wirkungsebenen potenziel-
ler Innovation beruhen auf unterschiedlichen Entwicklungspfaden, die in der Ent-
stehungsgeschichte des Verfügungsfonds zusammengeführt wurden (Difu 2000). 
Zum einen wurde das Ziel der Aktivierung der Bewohnerschaft auf der Projektebene 
durch Verfügungsfonds von den sozialintegrativen Stadterneuerungsprogrammen 
Hamburgs als Vorläufer der Sozialen Stadt in das Bundesprogramm übernommen 
(Kemper & Schmals 2000). In Hamburg standen Quartiersmanagements autonome 
Budgets zur Finanzierung bewohnerschaftlich getragener Projekte zur Verfügung. 
Im Sinne eines perspektivisch-inkrementalisitischen Planungsansatzes sollten nach 
niederländischem Vorbild v. a. die lokal verantwortlichen, stadtteilkoordinierenden 
Akteure mehr Gestaltungsmacht erhalten (Kemper & Schmals 2000, 142 ff.). Ein 
komplementärer Ansatz, der sich aus den Erfahrungen der behutsamen Stadt-
erneuerung ableitete, war zum anderen die „Ausstattung der Stadtteilbeiräte mit 
kleinen Verfügungsfonds, um sie in die Verantwortung für ihre Quartiere einzubin-
den“ (Difu 2000, 6). Die Aktivierung der Bewohnerschaft auf der Steuerungsebene 
über die Einbeziehung in Betroffenenvertretungen oder Sanierungsbeiräten steht 
v. a. in der Tradition der Berliner IBA von 1987 (Krüger 2018, 149 f.). Jene Ent-
wicklungslinie setzt sich z. B. in den Richtlinien zur Stadterneuerung in NRW fort, 
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in denen es heißt, „Gemeinden, die für Stadtteilbeiräte einen Verfügungsfonds zur 
aktiven Mitwirkung der Beteiligten bei der Aufstellung und Umsetzung des städte-
baulichen Entwicklungskonzeptes einrichten, können gefördert werden“ (Ziffer 17, 
Absatz 1 Förderrichtlinien zur Stadterneuerung NRW).

2.2  Der Verfügungsfonds als innovatives Instrument der Städtebauför-
derung

Seit seiner Aufnahme in den Instrumentenkasten der Städtebauförderung mit Ein-
führung des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt 1999 hat sich der Verfügungs-
fonds erfolgreich im Planungsalltag durchgesetzt. Dies zeigt sich zum einen in 
seiner fast fl ächendeckenden Verbreitung in Nordrhein-Westfalen (Abb. 1) und 
zum anderen darin, dass seine Förderfähigkeit auf alle anderen Städtebauförder-
programme ausgeweitet wurde (BMVBS 2012). Darüber hinaus hat sich der Ein-
satz von Verfügungsfondsgremien als Entscheidungsinstanz für die Vergabe der 
Mittel in den Programmgebieten mittlerweile zum Standard entwickelt und wurde 
bereits 2008 in Nordrhein-Westfalen gesetzlich festgeschrieben (Ziffer 17, Ab-
satz 1 Förderrichtlinien zur Stadterneuerung NRW).
Gerade auf der Steuerungsebene bietet der Verfügungsfonds Innovationspotenzia-

le, wenn dadurch neue Verfahren oder Kooperationsformen etabliert werden. Inno-
vationen sind „emergente Effekte, die aus dem Zusammenspiel von sich ändernden 

Abb. 1:  Einsatz von Verfügungsfondsgremien in Programmgebieten der Sozialen 
Stadt NRW (Quelle: stADt essen 2008, 82; MBWSV NRW 2013; eigene 
Erhebung; ¹inkl. Fonds in Planung)

Fig. 1:  Use of local budgets in the North-Rhine Westphalian programme “Social 
City” (Source: stADt essen 2008, 82; MBWSV NRW 2013; own survey; 
¹budgets in planning included)
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Rahmenbedingungen und den Lernprozessen von Personen, Professionen, Organi-
sationen und Politikfeldern entstehen“ (Christmann et al. 2016, 277). Kriterien für 
eine erfolgreiche Innovation in der räumlichen Planung sind die relative Neuheit 
(Christmann et al. 2016, 279), die jedoch eine wegweisende Richtungsänderung 
darstellen muss (Rammert 2010; Grossmann 2005), sowie die Nachahmung und 
Verbreitung in der alltäglichen Praxis, die bei Durchsetzung schlussendlich eine 
Institutionalisierung erfährt (Gillwald 2000; Zapf 1989). Hohn et al. beschreiben 
den Prozess hin zur Entwicklung einer Innovation damit, dass es sich erst dann um 
eine solche handele, „wenn die Neuerung nachhaltig zu einem konstitutiven Ele-
ment der alltäglichen Planungspraxis geworden ist“ (2014, 7).

Der rechtlich institutionalisierte Verfügungsfonds steht beispielhaft für neue 
Governanceformen, durch die lokale gesellschaftliche Akteure aktiv in die (Ko)
Produktion von Entscheidungen und Entwicklungen vor Ort eingebunden werden 
können (Benz 2001, 56; Fürst 2006, 40). Allerdings zeigt eine quantitative Se-
kundäranalyse der Zusammensetzung der Verfügungsfondsgremien im Programm 
Soziale Stadt in Nordrhein-Westfalen eine nach wie vor starke Überrepräsentation 
von Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Verwaltung bzw. eine starke Un-
terrepräsentation der Bewohnerschaft (Abb. 2, Matzke 2018).

Die Gremienmitglieder wurden dabei drei Akteursgruppen zugeordnet: „Be-
wohnerschaft“, „Politik und Verwaltung“ und „institutionelle Träger“. Der Gruppe 
der „Bewohnerschaft“ wurden nur Personen zugeordnet, die erst durch die Mit-
gliedschaft im Verfügungsfondsgremium aktiviert wurden, sich im Stadtteilerneue-
rungsprozess zu engagieren, und nicht bereits zuvor durch ihr bürgerschaftliches 
oder politisches Engagement aktiv waren. Gremiumsmitglieder, deren Mitglied-
schaft auf ihr lokal- oder kommunalpolitisches Mandat oder berufliches Amt in 
der Stadtverwaltung zurückzuführen ist, wurden dem Bereich „Politik und Verwal-
tung“ zugeordnet. Akteure, deren Rekrutierung im Rahmen ihrer anwaltschaftli-
chen Interessenvertretung der lokalen Bevölkerung über einen Verein, einen Wohl-
fahrtsverband, eine Institution in religiöser oder staatlicher Trägerschaft oder eine 
privatwirtschaftliche Organisation erfolgte, wurden unter „institutionelle Träger“ 
zusammengefasst. Es zeigen sich v. a. zwei Gremientypen: politik- und verwal-
tungsdominierte Gremien und anwaltschaftlich agierende institutionelle Träger. 
Bewohnerinnen und Bewohner haben nur in wenigen Fällen Mitspracherecht bei 
der Mittelvergabe von Verfügungsfonds bzw. gar die Entscheidungshoheit darüber. 
Sie stellen in knapp 80 % der Verfügungsfondsgremien weniger als die Hälfte der 
Mitglieder. In über 60 % der Programmgebiete liegt der Anteil der Bewohnerschaft 
bei weniger als 20 %. Bei der Hälfte der 34 Soziale Stadt-Gebiete in Nordrhein-
Westfalen, die den Verfügungsfonds nutzen und zu denen Daten erhoben werden 
konnten, stammen weniger als 10 % der Mitglieder aus der Bewohnerschaft.

Infolgedessen scheinen die möglichen Innovationspotenziale durch neue Ak-
teurskonstellationen auf Gremienebene bislang wenig genutzt.

2.3	Bewertungskriterien zur Analyse von Verfügungsfonds auf lokaler Ebene
Der Argumentation folgend, dass die Innovationswirkung des Instruments nur im 
jeweiligen lokalen (Akteurs-)Kontext bewertet werden kann (vgl. Selle 2004; 
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Kersting 2008), werden nachfolgend  – an Hand von kontrastierenden Fallbei-
spielen aus drei Kommunen – die Motive und Zielsetzungen nachgezeichnet, die 
die handelnden Akteure mit der Etablierung des jeweiligen Gremientyps verfol-
gen. Zur Bewertung der Innovationswirkungen werden drei Bewertungskriterien 
formuliert, die sich aus den bundespolitischen Zielsetzungen von Verfügungsfonds 
im Rahmen des Programms Soziale Stadt ableiten lassen (vgl. BMI 2018): Ak-
tivierungspotenzial, Vernetzung und Kooperation sowie Lernfähigkeit.

Abb. 2:	� Verfügungsfondsgremien in der Sozialen Stadt NRW nach Grundtypen 
(Quelle: Matzke 2018, n=34)

Fig. 2:	� Local budgets by basic types in the North-Rhine Westphalian programme 
“Social City” (Source: Matzke 2018, n=34)
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Als wichtigstes Kriterium steht in der Programmstrategie der Sozialen Stadt 
explizit das Aktivierungspotenzial des Verfügungsfonds im Fokus. Laut dem BMI 
(2018, 26) sind „Aktivierung und Beteiligung zentrale Elemente des Programms 
Soziale Stadt.“ Die Einrichtung von Verfügungsfonds dient der „stärkeren Betei-
ligung und Mitwirkung von Betroffenen“ (BMI 2018, 26). „Ziel ist es, zeitnah und 
unbürokratisch kleinteilige Verbesserungen im [Programm-]Gebiet zu erreichen“, 
wobei über „die Verwendung der Mittel ein lokales Gremium [entscheidet], das 
sich in der Regel aus Vertreterinnen und Vertretern der Bewohnerschaft sowie wei-
teren Gebietsakteuren zusammensetzt“ (BMI 2018, 26). Es wird sogar angestrebt, 
die Stadtteilakteure zu einer „dauerhaften Selbstorganisation“ (BMI 2018, 26) zu 
motivieren. Die Aktivierung wird daher über die Zusammensetzung der Gremien 
und die Auswahlprozesse ihrer Mitglieder überprüft.

Dabei sollen nicht nur die Bewohnerschaft, sondern „alle weiteren relevanten Ak-
teure aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft in die Entscheidungs- und Umsetzungs-
prozesse der Gebietserneuerung vor Ort“ (BMI 2018, 26) miteinbezogen werden. 
Dies soll sogar „in deutlich stärkerem Maße [geschehen], als es bei förmlichen Betei-
ligungsverfahren gefordert“ (BMI 2018, 26) ist. Das Bestreben des Programms ist 
es, eine möglichst breite Vernetzung und Kooperation verschiedener lokaler Akteure 
zu gewährleisten und darüber neuartige Akteurskonstellationen zu generieren. „Gre-
mien, in denen sich Bewohnerinnen und Bewohner und andere interessierte Akteure 
vernetzen und austauschen und so dem Quartier für lokale Interventionen eine Stim-
me geben (zum Beispiel Stadtteilvereine, Quartiersbeiräte)“ (BMI 2018, 28) sind die 
Zielvorstellung. Dabei ist „für langfristige Kooperationen aller Partner […] eine Zu-
sammenarbeit auf Augenhöhe“ entscheidend (BMI 2018, 27). Daher spielen neben 
der Beteiligung unterschiedlicher Akteursgruppen auch die Einbettung und Aufgaben 
der Gremien innerhalb der kommunalen Entscheidungsstrukturen eine Rolle.

Schließlich werden noch Verstetigung sowie Monitoring und Evaluation als 
wichtige Bausteine für eine erfolgreiche Stadtteilentwicklung genannt. „Die Stra-
tegien, Ergebnisse und Wirkungen des Programms sollten auf dieser Basis außer-
dem in regelmäßigen Abständen überprüft werden, um das eigene Handeln zu hin-
terfragen und die Soziale Stadt als lernendes Programm weiterzuentwickeln und 
bedarfsgerecht anzupassen“ (BMI 2018, 28). Dieses Kriterium wird im Folgenden 
als Lernfähigkeit bezeichnet. Dabei sind für die Untersuchung sowohl die kom-
munalen, auf die Gesamtstadt ausgerichteten politischen wie verwaltungsinternen 
Lernprozesse interessant, als auch jene in den Stadtteilen mit Bezug zur Gremi-
enausgestaltung. Die Fähigkeit zum Lernen setzt dabei die Ebene der Reflexion 
(Evaluation und Monitoring) der handelnden Akteure als Grundlage für Weiterent-
wicklungen voraus.

3	 Forschungskonzept und Methodik
Für die vertiefte Analyse der Innovationswirkungen im lokalen Kontext wurden 
drei kontrastierende Varianten lokaler Verfügungsfondsgremien in drei Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen ausgewählt: Dortmund-Westerfilde (bewohnerorientiert), 
Duisburg-Hochfeld (politik-/verwaltungsorientiert) und Gelsenkirchen-Schalke 
(„Runder Tisch“).
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3.1	Typisierung der Verfügungsfondsgremien
Auf Basis demokratietheoretischer Literatur werden drei verschiedene Grundtypen 
von Gremien unterschieden (Matzke 2018). Die historische demokratietheoreti-
sche Diskussion um die Legitimation demokratischer Prozesse unterscheidet in die 
Dimensionen Input und Output (Scharpf 1970). In der Planungspraxis ist heute 
jedoch vielfach ein Nebeneinander hierarchischer, direktdemokratisch-partizipa-
tiver und deliberativ-kooperativer Steuerungsformen beobachtbar (Mayntz 2010, 
39). Daraus ergibt sich eine weitere Legitimationsdimension an die Verfahren de-
mokratischer Prozesse. Blatter (2007) sieht infolgedessen neben dem Input und 
Output den Withinput oder Throughput als entscheidend für die Legitimation poli-
tischer Verfahren an. Diese drei Ebenen der demokratietheoretischen Legitimation 
finden sich auch in der Rolle der Bürgerinnen und Bürger in der „kooperativen 
Demokratie“ (Bogumil 2001, 32; Kissler 2008) wieder. Bürgerinnen und Bürger 
sind einerseits Adressatinnen und Adressaten von Politik, können andererseits aber 
auch Aufträge an die Politik formulieren oder als Koproduzierende sogar (lokal) 
mitgestalten.

Übersetzt auf die Zusammensetzung von Verfügungsfondsgremien ergibt sich 
daraus das Bild eines offenen Kontinuums, in dem sich die beiden Pole der Bürger-
orientierung sowie der Politik- und Verwaltungsdominanz als Grundtypen kontras-
tierend gegenüberstehen. Zwischen beiden Polen finden sich als Runde Tische zu 
bezeichnende Gremien, die mehr einem kooperativen, deliberativen Steuerungs-
verständnis entsprechen und unterschiedliche Akteursgruppen miteinander ver-
netzen, um prozess- oder verfahrensorientiert (Throughput) zu arbeiten.

3.2	Auswahl der Untersuchungsräume und Fallstudienempirie
Die Auswahl der drei Fallstudien richtete sich an der oben vorgestellten Unter-
scheidung der Gremienzusammensetzung aus und sollte jeweils einen Grundtypus 
repräsentieren. Zugleich sollten die divergenten Fallbeispiele möglichst vergleich-
bare Kontextbedingungen aufweisen (Flyvbjerg 2006, 233; Gerring 2007, 131). 
Ziel war es, innenstadtnahe, hinsichtlich Einwohnerzahl, Gebietsgröße und Förder-
summe weitestgehend ähnliche Quartiere als Untersuchungsräume auszuwählen, 
die sich in Städten mit vergleichbaren Rahmenbedingungen befinden sollten (kein 
angespannter Wohnungsmarkt, Gemeinsamkeiten in den historischen Entwick-
lungspfaden). Zudem sollten alle Fallbeispiele in Städten liegen, die langjährige 
Erfahrungen mit dem Verfügungsfonds im Programm der Sozialen Stadt aufwei-
sen, um Entwicklungspfade und Lernprozesse auf kommunaler Ebene analysieren 
zu können. Auf Grundlage dieser Kriterien boten sich die Städte Dortmund, Duis-
burg und Gelsenkirchen als Kommunen zur Auswahl der Untersuchungsräume an.

Für die Fallstudienanalysen wurden in den drei Programmgebieten 2017 insgesamt 
16 leitfadengestützte Interviews mit 19 Personen auf verschiedenen räumlichen wie 
hierarchischen Ebenen geführt. Bei den Interviews stand die Frage im Vordergrund, 
welche Zielsetzungen mit der Gremienzusammensetzung und welche Potenziale 
einer kooperativen Governance die Befragten mit dem Verfügungsfonds verbanden 
und wie dieser in der Praxis umgesetzt wurde. Zur Sicherstellung der Multiperspek-
tivität auf die Fragestellung wurden in jedem Untersuchungsraum jeweils städtische 
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Programmverantwortliche, Stadtteilmanagements, Gremiumsmitglieder sowie Pro-
jektantragstellende interviewt. Gespräche mit dem Städtenetz Soziale Stadt NRW, 
einem NRW-weiten Zusammenschluss von Soziale Stadt-Programmkommunen, und 
dem zuständigen Landesministerium erbrachten einen Überblick auf Landesebene. 
Der Besuch einer Gremiumssitzung in jedem Untersuchungsgebiet diente der teil-
nehmenden Beobachtung und der Ansprache möglicher Kontaktpersonen. Alle In-
terviews wurden aufgezeichnet, vollständig transkribiert und nach den Regeln der 
qualitativen Inhaltsanalyse themengeleitet ausgewertet.

4	� Drei kontrastierende Varianten von Verfügungsfondsgremien im 
Vergleich

Die folgende Abbildung (Abb. 3) zeigt die Zusammensetzung der Verfügungs-
fondsgremien in den untersuchten Stadtteilen. Das Fallbeispiel Westerfilde/Bodel-
schwingh in Dortmund steht dabei für den Grundtyp eines bewohnerschaftlich 
orientierten Verfügungsfondsgremiums, dessen Bewohnerschaftsvertretungen per 
Zufallsauswahl bestimmt wurden. Duisburg-Hochfeld repräsentiert den politik- 
und verwaltungsdominierten Grundtyp. Gelsenkirchen-Schalke stellt schließlich 
den deliberativ-kooperativen Grundtyp des symbolhaften „Runden Tisches“ dar.

4.1	Stadtteilfonds-Jury Dortmund-Westerfilde/Bodelschwingh
Die Stadt Dortmund setzt heute auf Verfügungsfondsgremien, in denen die Bewoh-
nerschaft eine tragende Rolle übernimmt. Aufgrund der positiven Erfahrungen mit 
diesem Gremientyp im Rahmen der Umsetzung des Stadtumbau-West-Programms 

Abb. 3:	� Zusammensetzung der Verfügungsfondsgremien nach Akteuren in den 
drei Fallstudien (eigene Darstellung)

Fig. 3:	� Case study board compositions by stakeholders (by authors)
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im Gebiet Rheinische Straße seit 2005 wurde der Typ des partizipativen Ver-
fügungsfondsgremiums auf alle weiteren Fördergebiete übertragen. Insbesondere 
zum Auswahlverfahren der Bewohnervertretung per Zufallsauswahl lagen in Dort-
mund schon Erfahrungen vor. Lediglich das damals bereits existierende und heute 
immer noch bestehende Gremium in der Dortmunder Nordstadt behielt seine etab-
lierte Struktur mit nahezu gleichen Anteilen von Vertreterinnen und Vertretern aus 
Politik und Verwaltung auf der einen und institutionellen Trägern auf der anderen 
Seite weitestgehend bei.

Die Stadtteilfonds-Jury in Dortmund-Westerfilde/Bodelschwingh setzt sich aus 
zehn Bewohnervertretungen sowie neun institutionellen Akteuren zusammen (Stadt 
Dortmund o.J.). Sie stellt dementsprechend keinen reinen bewohnerorientierten, 
sondern eine Mischform aus bewohnerschaftlich- und institutionenorientiertem 
Gremientyp dar. Die Bewohnervertretungen wurden per Zufallsauswahl bestimmt. 
Aufgrund der Heterogenität des Stadtteils hinsichtlich Bebauungsstruktur und 
Bevölkerungszahlen hat das Quartiersmanagement beim Auswahlverfahren „ver-
sucht […] zu clustern, um eine Vielfalt an unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen 
in die Jury zu bekommen“ (I_DO4). Der Stadtteil wurde in fünf Teilräume unter-
gliedert, wobei jedes Teilgebiet mit gleich vielen Personen im Gremium vertreten 
sein sollte. Da für die per Zufall ausgewählten Personen keine Annahmepflicht des 
Mandats besteht, wurden bei dem Auswahlverfahren insgesamt über 150 Personen 
kontaktiert, um letztlich eine ausreichende Zahl von Bewohnerschaftsakteuren für 
die Mitarbeit im Verfügungsfondsgremium zu gewinnen.

Die Gruppe der institutionellen Träger setzt sich aus Vertretungen zusammen, 
die auf der Grundlage von neun definierten Handlungsfeldern im Quartier (darunter 
Jugend, Kinder/Familie, lokale Ökonomie, Mieterschaft, Schule etc.) gezielt aus-
gewählt wurden, um das lokale Know-how von Schlüsselakteuren einzubeziehen 
und deren Vernetzung mit dem Stadtteilmanagement zu stärken (I_DO4).

Voraussetzung für die Auswahl der Gremienmitglieder war, dass die Personen 
über kein politisches Mandat verfügten. Um dennoch Verbindung zur Lokalpolitik 
zu halten, übernahm der Bezirksbürgermeister den Vorsitz des Gremiums. Aller-
dings wollte die Stadt Dortmund die Jury ansonsten nicht mit Vertretungen aus Po-
litik und Verwaltung besetzen, da mit dem Verfügungsfondsgremium von Beginn 
an das Ziel der Aktivierung der Bewohnerschaft verfolgt wird: „Weil eigentlich 
konterkariert das [Politik- und Verwaltungsorientierung] ja die Ziele dieses Instru-
mentes, also war das gar nicht unsere Zielsetzung“ (I_DO1).

Zwischenfazit Dortmund-Westerfilde/Bodelschwingh
Die Stadtteilfonds-Jury in Dortmund-Westerfilde/Bodelschwingh besitzt aufgrund 
der Neuartigkeit ihrer Akteurskonstellation ein hohes Innovationspotenzial. Über 
die gezielte Auswahl von Schlüsselakteuren werden ein hoher lokaler Know-
how-Transfer und – gegenüber reinen Bewohnervertretungen – höhere Multipli-
katoreffekte erwartet. Im Fallstudienvergleich ist zudem der inklusive und offene 
Charakter der Stadtteilfonds-Jury in Dortmund-Westerfilde/Bodelschwingh her-
vorzuheben. Die zufallsbasierte Auswahl der Bewohnerschaft weist das höchste 
Aktivierungspotenzial aller Untersuchungsgebiete auf. Allerdings ist das Verfahren 
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als sehr aufwendig zu bezeichnen. Das Gremium weist zudem neben der Vergabe 
von Verfügungsfondsmitteln keinerlei weitere Funktionen auf. „Im Prinzip geht es 
nur um diesen Stadtteilfonds, um Projekte, die bereits durchgeführt wurden oder 
die halt anstehen“ (I_DO5). Die Einbindung in strategische Entscheidungen im 
Stadtteilerneuerungsprozess und somit auch die Einflussnahme der ausgewählten 
Bewohnerschaft sind im Gegensatz zu den beiden anderen untersuchten Ver-
fügungsfondsgremien eher gering. Zur Lernfähigkeit des Gremiums ist aufgrund 
der kurzen Laufzeit des Soziale Stadt-Programms in Dortmund-Westerfilde/Bo-
delschwingh noch kein Urteil möglich. Evaluationen sind nicht festgeschrieben, 
„aber natürlich gibt es Raum dafür“ (I_DO4). Auf Ebene der Kommunalverwal-
tung lassen sich aber Innovationsbereitschaft und -transfer (Lernen am Beispiel 
Rheinische Straße und Übertragen auf andere Fördergebiete) konstatieren.

4.2	Gebietsbeirat Gelsenkirchen-Schalke
In Gelsenkirchen-Schalke besteht der Gebietsbeirat aus je sechs Vertretungen der 
Bewohnerschaft und Politik sowie aus einem institutionellen Akteur der Woh-
nungswirtschaft (Stadt Gelsenkirchen o.J.). Die Bewohnervertretungen werden 
alle zwei Jahre im Rahmen von Stadtteilkonferenzen gewählt. Sie werden entwe-
der gezielt vom Quartiersmanagement angesprochen, sich zur Wahl zu stellen, oder 
sie bewerben sich in Eigeninitiative um die Mitgliedschaft im Gebietsbeirat, wobei 
eine Wiederwahl möglich ist. Allerdings zeigt die Praxis, dass trotz Aktivierungs-
versuchen seitens des Quartiersmanagements zu den Stadtteilkonferenzen „über-
wiegend die gleichen Leute [kommen]. Und die, die sich zur Wahl melden, sind 
auch eher die gleichen“ (I_GE1).

Aus der Akteursgruppe Politik und Verwaltung gehören dem Gebietsbeirat zwei 
politische Vertretungen der Bezirksvertretung Schalke und drei Ratsmitglieder der 
Stadt Gelsenkirchen an. Ein weiterer Platz ist für eine Vertretung des Integrations-
rates reserviert. Mit einem Akteur aus der Wohnungswirtschaft ist zudem ein in-
stitutioneller Träger im Gebietsbeirat vertreten.

Im Gegensatz zu Dortmund-Westerfilde/Bodelschwingh wurde auf die gezielte 
Einbindung institutioneller Akteure aus zwei Gründen weitestgehend verzichtet. 
„Wir achten darauf, dass diese Personen, die sich zur Wahl stellen und auch mit-
arbeiten, als Privatpersonen agieren und nicht eine Institution vertreten“ (I_GE1). 
Zum einen hätten die institutionellen Akteure genügend andere Foren, um sich in 
den Stadtentwicklungsprozess einzubringen, zum anderen solle auch eine Vorteils-
nahme vermieden werden, denn die „professionellen Institutionen und Akteure sind 
häufig Projektpartner und Nutznießer“ (I_GE1). Beispielsweise ist die AWO Teil-
träger des Stadtteilbüros. Dass in Gelsenkirchen-Schalke dennoch die Wohnungs-
wirtschaft einbezogen wurde, wird damit begründet, dass das Thema Wohnen zu 
den Schlüsselthemen der Stadtteilentwicklung zählt und deshalb „die Wohnungs-
unternehmen wichtige Ansprechpartner und Kooperationspartner“ (I_GE3) sind.

Mit der Einbindung der politischen Vertretungen in den Gebietsbeirat verbindet 
sich zum einen die Erwartung der Stadtverwaltung, dass dies die Umsetzung der 
bewilligten Projekte erleichtern wird. Zum anderen soll das Gremium vom Erfah-
rungswissen der politischen Akteure in Fragen der Stadtteil- und Stadtentwicklung 
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profitieren, weshalb verschiedene kommunalpolitische Ebenen in die Gremien-
arbeit eingebunden wurden (I_GE1).

Zwischenfazit Gelsenkirchen-Schalke
Der Gebietsbeirat Schalke stellt mit seiner je zur Hälfte aus Politik und Bewoh-
nervertretungen bestehenden Zusammensetzung eine einzigartige Kombination 
dar. Die Bewohnerschaft wird zwar gezielt eingebunden, allerdings kann deren 
Rekrutierung über Gebietsbeiratswahlen nicht als niedrigschwellige Aktivierung 
bezeichnet werden. Der durch eine Wahl erhoffte Legitimationsgewinn der Bewoh-
nerschaft erscheint zudem als aufwendig und imitiert lediglich parallel existierende 
politische Repräsentationsstrukturen, die bereits unter dem Vertrauensverlust eines 
Großteils der Bevölkerung leiden. Dementsprechend kann der Prozess als selbst-
selektiv und hinsichtlich der Aktivierung neuer Bewohnergruppen weniger erfolg-
versprechend bewertet werden als die in Dortmund praktizierte Zufallsauswahl. 
Der direkte Kontakt zwischen den Akteursgruppen der Bewohnerschaft und den 
unterschiedlichen Ebenen der Kommunalpolitik bietet jedoch als neuartiges insti-
tutionalisiertes Netzwerk auch Innovationspotenzial (z. B. politischen Vertrauens-
rückgewinn der Stadtteilbevölkerung). Zudem wird das Gremium als verbindendes 
Element zwischen Politik und Stadtverwaltung beschrieben. Der Gebietsbeirat 
kann zwar nicht eigenständig entscheiden, ist jedoch mehr als nur Vergabegremi-
um. Er begleitet den Stadtteilerneuerungsprozess in einer Art Kontroll- oder „Mo-
nitoring-Funktion“ (I_GE1) und kann Empfehlungen aussprechen. Trotz längerer 
Laufzeit sind auch in Gelsenkirchen-Schalke keine Termine für evaluierende Sit-
zungen festgelegt. Gelegentlich wird, initiiert vom Quartiersmanagement, rückbli-
ckend oder überblicksmäßig über die Projektförderstruktur diskutiert. Auf kom-
munaler Ebene fällt in Gelsenkirchen im Vergleich zu anderen Kommunen positiv 
auf, dass sich die Gremienstrukturen in den verschiedenen Programmgebieten im 
Laufe der Zeit verändert haben und sich an der Unterschiedlichkeit der Stadtteile 
ausrichten (I_GE1). Das spricht für eine kontinuierliche Weiterentwicklung und 
einen innovativen lernenden Ansatz auf kommunaler Ebene.

4.3	Stadtteilausschuss Duisburg-Hochfeld
Die Stadt Duisburg setzt im Stadtteilausschuss Duisburg-Hochfeld bereits seit 
1999 mit der Einführung des Programms Soziale Stadt wie in (fast) allen anderen 
Programmgebieten vom Grundsatz her auf ein Modell, in dem politische Vertretun-
gen die Mehrheit in Verfügungsfondsgremien stellen. Diese Verfahrensroutine be-
stand noch bis 2013, als das Programmgebiet Duisburg-Laar in die Soziale Stadt-
Förderkulisse aufgenommen wurde. Sie wurde erst 2014 durch die Vergabe des 
Quartiersmanagements Duisburg-Hochheide an ein externes Stadtteilbüro durch-
brochen, auf dessen Initiative hin ein stärker bewohnerorientiertes Verfügungs-
fondsgremium eingerichtet wurde.

Dem Stadtteilausschuss in Duisburg-Hochfeld gehören sechs Vertretungen aus 
Politik und Verwaltung sowie ein institutioneller Akteur an (Stadt Duisburg 
2016, 204). Die Bezirksvertretung Mitte entsendet vier Mitglieder in den Stadt-
teilausschuss. Die Gesellschafter der Entwicklungsgesellschaft Duisburg EG DU, 
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die Stadt Duisburg sowie die Bürgerstiftung Duisburg können je eine Vertretung 
für das Gremium bestimmen. Die Bürgerstiftung stellt eine gemeinnützige Aktien-
gesellschaft dar, die sich zum Ziel gesetzt hat, bürgerschaftliches Engagement in 
der Stadt zu fördern (Bürgerstiftung Duisburg gAG o.J.). Da die EG DU eine 
kommunale Tochtergesellschaft ist, werden beide Vertretungen der Akteursgruppe 
Politik und Verwaltung zugeordnet. Mit dem „Runden Tisch Hochfeld“ – einem 
Bürgerforum, das sich selbst als „Gemeinschaft örtlicher Vereine, Verbände, Par-
teien, interessierter und aktiver Bürger“ (Runder Tisch für Hochfeld o.J.) be-
zeichnet – ist zudem ein institutioneller Träger vertreten.

In Duisburg-Hochfeld wird die fehlende direkte Einbindung der Bewohnerschaft 
in den Stadtteilausschuss mit dem tradierten Steuerungsverständnis der Politik zu 
Beginn der 1990er Jahre und der Pfadabhängigkeit aus dem nordrhein-westfäli-
schen Soziale Stadt-Vorläuferprogramm Stadtteile mit besonderem Erneuerungs-
bedarf begründet: „Das war eben eingeübte Praxis in Duisburg. Und wir hatten 
keinen Anlass, dies zu verändern, auch nicht, als sich dann die Richtlinien geändert 
hatten“ (I_DU1). Die Bewohnerschaft wird nur indirekt über die gewählten po-
litischen Vertretungen und über ein Mitglied des Runden Tisches Hochfeld, einen 
institutionellen Akteur, repräsentiert. Auch die Einbindung des Runden Tisches 
als informelles Bewohnerschaftsgremium im Stadtteil war erst die Folge eines 
Aushandlungsprozesses zwischen Politik, Verwaltung und Bürgerschaft (I_DU1; 
D_U3). Aufgrund eingeübter Routinen und weil „bisher noch keine schlechten 
Erfahrungen mit dem System gemacht“ wurden (I_DU3), blieb die Struktur des 
Stadtteilausschusses über die gesamte Förderlaufzeit erhalten. Aus Sicht der Inter-
viewten werden bestehende Beteiligungsangebote häufig nicht angenommen, wes-
halb die Aktivierung neuer Bewohnerschaftsgruppen als nicht erfolgsversprechend 
angesehen wird. „Also wenn man so ein bürgerschaftliches Gremium hier bilden 
würde, […] dann würden wahrscheinlich die darin sitzen oder die mitbestimmen, 
die sowieso in diesem Stadtteil mitbestimmen würden“ (I_DU3).

Zwischenfazit Duisburg-Hochfeld
Von den drei untersuchten Verfügungsfondsgremien zeichnet sich der Stadtteil-
ausschuss Duisburg-Hochfeld durch das geringste Aktivierungspotenzial neuer 
Akteursgruppen und konstellationen aus. Das Gremium kann gar als closed shop 
bezeichnet werden, da sich die Zusammensetzung personell über die fast 20-jäh-
rige Laufzeit kaum verändert hat und auch kein Bedarf gesehen wird, z. B. die 
Bewohnerschaft stärker zu beteiligen. In der geübten Praxis lässt sich das Ver-
fügungsfondsgremium in Duisburg-Hochfeld nicht als innovativ charakterisieren. 
Erfahrungen mit stärker bewohnerorientierten Gremien in einer anderen Programm-
kulisse (durch die Arbeit eines externen Stadtteilbüros) führten zu keiner Verände-
rung in den eingeübten Governanceroutinen. Im Unterschied zu Dortmund-Wes-
terfilde/Bodelschwingh und Gelsenkirchen-Schalke besitzt der Stadtteilausschuss 
in Duisburg-Hochfeld im Hinblick auf seine strategische Einbettung allerdings die 
weitreichendsten Kompetenzen, berät sowohl den Rat der Stadt Duisburg als auch 
das Quartiersmanagement und ist zentraler Baustein im integrierten Handlungs-
konzept (Stadt Duisburg 2016, 207). Innerhalb der Stadtteilausschusssitzungen 
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in Duisburg-Hochfeld wird der Verfügungsfonds, als ein Tagesordnungspunkt un-
ter vielen, auf der strategischen Ebene allerdings wenig diskutiert oder reflektiert.

5	� Diskussion: Die lokale Innovationswirkung von Verfügungsfonds-
gremien

Die vertiefenden qualitativen Fallstudien zeigen mit Blick auf das Bewertungskri-
terium der Aktivierung, dass die zufallsbasierte Auswahl von Bewohnervertretun-
gen – wie beispielsweise in Dortmund – ein hohes Potenzial bietet, neue Akteurs-
gruppen in die Stadtteilentwicklung einzubinden. Spiegelbildliche Repräsentation 
ist allerdings mit aleatorischen Auswahlverfahren bei gleichzeitig nicht realisier-
barer Teilnahmepflicht aufgrund von Selbstexklusion bestimmter Bevölkerungs-
gruppen nicht zu erreichen (Baron 2014, 27; Fritsche 2014, 187). Die Auswahl 
der Bewohnerschaft muss dabei jedoch nicht an ein Legitimitätskriterium gekop-
pelt werden (das beispielsweise bei der Rekrutierung institutioneller Vertreter als 
Gremiumsmitglieder ebenfalls keine Rolle spielt). Wichtiger sind im Rahmen einer 
kooperativen Stadt(teil)entwicklung transparente und möglichst für viele Akteure 
offene, inklusive Verfahren.

Um den Verfügungsfonds als innovatives Instrument zu nutzen, ist es v. a. wich-
tig, unterschiedliche Akteure in neuartigen Akteurskonstellationen zusammen-
zubringen, in denen auf Augenhöhe miteinander kooperiert wird, damit diese Ko-
operationen über die Programmlaufzeit hinaus eine Wirkung im Stadtteil entfalten 
können (Kissler 2008, 110). Aus der Perspektive von Vernetzung und Koope-
ration schlägt Gelsenkirchen somit einen interessanten und in Nordrhein-West-
falen einzigartigen Weg ein, indem unterschiedliche politische Ebenen zusammen 
mit Bewohnerschaftsvertretungen den Gebietsbeirat besetzen. Ansonsten wird zur 
Vernetzung zumeist auf die Auswahl von Schlüsselakteuren institutioneller Träger 
gesetzt, die anwaltschaftlich die Interessen der Bewohnerschaft vertreten sollen. 
Positiv ist hier die Dortmunder Praxis zu erwähnen, die durch die gezielte Be-
setzung von Schlüsselakteuren das lokale Know-how zu wichtigen Handlungs-
feldern im Stadtteil gewährleistet. Für die kommunale Innovationswirkung des 
Verfügungsfonds ist zudem entscheidend, wie stark die unterschiedlichen Akteure 
über die reine Mittelvergabefunktion des Verfügungsfonds hinaus in Diskussions- 
und Entscheidungsverfahren des Stadterneuerungsprozesses einbezogen werden. 
Insbesondere der Stadtteilausschuss in Duisburg-Hochfeld, aber auch der Stadtteil-
beirat in Gelsenkirchen-Schalke sind im Vergleich mit der Dortmunder Fallstudie 
deutlich stärker in Informations- und Entscheidungsprozesse der Stadtteilerneue-
rung eingebunden, wodurch die Verstetigung und der Transfer von Innovationen 
eher gewährleistet sind.

Die empirischen Ergebnisse der drei Fallstudien zeigen jedoch v. a. in Bezug 
auf die Lernfähigkeit, wie entscheidend etablierte Entwicklungspfade und kom-
munal eingeübte Governancekulturen für die Gremienstruktur und die lokale In-
novationskraft des Verfügungsfonds sind. Bis in die 1990er Jahre „galt Duisburg 
noch […] als Vorzeigeobjekt des gerade durch lokale Strategien und Governan-
ce-Veränderungen offensiv angegangenen Strukturwandels“ (Zimmermann et al. 
2017, 440). In Bezug auf den Verfügungsfonds kann man allerdings eine nach-
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lassende Fähigkeit konstatieren, auf sich ändernde Rahmenbedingungen zu rea-
gieren oder Lernprozesse über Impulse von außen oder innen anzustoßen. In der 
theoretischen Debatte der Raumplanungsforschung werden Konflikte als durchaus 
hilfreich beschrieben, um über angestoßene Lernerfahrungen innovativ zu wirken 
(Christmann et al. 2020). Solche können beispielsweise über verwaltungsexterne 
Intermediäre in Gang gesetzt werden (Sauter 2015, 152). Erfahrungen mit der 
Arbeit externer Stadtteilbüros zeigten in Duisburg jedoch wenig Lerneffekte, son-
dern v. a. einen negativ bewerteten, hohen Abstimmungsaufwand. Eingeübte Rou-
tinen und Praktiken zu verändern, werden in der Praxis als langwierige Prozesse 
beschrieben (Sauter 2015), bei denen es auf die Unterstützung von Politik und 
Verwaltung ankommt (Walter & Zimmer 2017). Weitere Lerneffekte können über 
die (Selbst-)Reflexion der Praktiken im Rahmen von Monitoring und Evaluation 
erfolgen (Diller 2018, 306; Wallraff & Zimmer-Hegmann 2016, 35). Mit Blick 
auf die empirischen Ergebnisse lässt sich festhalten, dass es allen untersuchten 
Gremien an reflexiven, selbst-evaluativen Elementen fehlt, die die Lernfähigkeit 
erhöhen könnten. Methoden der Selbstreflexion sollten stärker genutzt werden, um 
die eigene Positionierung zu hinterfragen und Lernerfahrungen der Gremien zu 
ermöglichen.

6	� Fazit: Ist der Verfügungsfonds ein innovatives Instrument koope-
rativer Stadtteilentwicklung in NRW?

Der Verfügungsfonds hat sich in der Praxis kommunaler Akteure – in Nordrhein-
Westfalen wie auch darüber hinaus – über die letzten beiden Jahrzehnte fest etab-
liert, rechtlich institutionalisiert und ist in den Stadtteilen der Städtebauförderung 
nahezu flächendeckend verbreitet. Anhand des Entwicklungspfades des Instru-
ments kann argumentiert werden, dass es sich auf einer Meta-Ebene um eine In-
novation der räumlichen Planung handelt. Aus den dokumentierten Zielsetzungen 
in den Bundes- und Landesprogrammen wird deutlich, dass mit der Einführung 
von Verfügungsfonds ein Richtungswechsel hin zu einer kooperativen Governance 
in der Stadtteilentwicklung verbunden war. Die empirische Überprüfung der In-
novationswirkung des Verfügungsfonds in den drei Fallstudien macht jedoch deut-
lich, dass das Innovationspotenzial auf Steuerungsebene im Hinblick auf die drei 
Bewertungskriterien Aktivierung, Kooperation/Vernetzung und Lernfähigkeit bei 
Weitem nicht ausgeschöpft wird.

In der Zusammensetzung der Verfügungsfondsgremien in den nordrhein-west-
fälischen Stadterneuerungsgebieten zeigt sich generell eine starke Überrepräsen-
tation von Politik und Verwaltung. Die Bewohnerschaft ist demgegenüber deut-
lich unterrepräsentiert. Die vertiefende Analyse von drei Fallbeispielen, die für 
kontrastierende Grundtypen von Steuerungslogiken stehen (partizipativ, politik/
verwaltungsdominiert und kooperativ [Runde Tische]), verdeutlicht die lokalspe-
zifischen Motive und Zielsetzungen kommunaler Akteure, die den Gremienzusam-
mensetzungen zugrunde liegen. Da die Innovationswirkung der Verfügungsfonds 
kontextuell ausgehandelt wird, hängt diese davon ab, welche Bedeutung der Ak-
tivierung und Beteiligung der lokalen Bevölkerung, der Vernetzung und Koope-
ration unterschiedlicher Akteure sowie der lokalen Lernfähigkeit beigemessen 
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wird. Diese ist wiederum stark mit der Persistenz (oder dem Wandel) kommunaler 
Entwicklungspfade verknüpft.

Über den Verfügungsfonds werden mit vergleichsweise bescheidenen Summen 
bürgerschaftliche Projekte zeitnah und unbürokratisch gefördert. Die Möglichkei-
ten des Verfügungsfonds gehen aber darüber hinaus und liegen in seiner Entwick-
lung hin zu einem Entscheidungsgremium, das innovative Strukturen und Prozesse 
quartiersbezogener Governance fördert. Die Befunde legen nahe, dafür Lernpro-
zesse noch stärker zu unterstützen, neue Akteurskonstellationen und netzwerke 
sowie neue Formate der Aktivierung zu erproben und tradierte Entwicklungspfade 
der Stadtteilerneuerung zu verlassen.

Anmerkungen
1.	 Die Empirie des Artikels beruht auf der Datenerhebung im Rahmen der 

(unveröffentlichten) Masterarbeit des Erstautors.
2.	 Das Städtebauförderprogramm Soziale Stadt heißt seit 2020 „Sozialer Zu-

sammenhalt – Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten“. Im Artikel 
wird die Bezeichnung Soziale Stadt beibehalten, da sich die Empirie und Ana-
lyse auf das ehemals als Soziale Stadt bezeichnete Programm bezieht.

3.	 Eckige Klammern im Zitat bedeuten Auslassungen bzw. Ergänzungen 
durch die Autor/-innen.
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